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Die politische Lage in Deutschland 
Deutschland ist Stabilitätsanker in Europa 

Bundeshaushalt 2012 im Zeichen der Konsolidierung  

Mit der ersten Lesung des Gesetzes zur Änderung des Ge-
setzes zur Übernahme von Gewährleistungen im Rahmen 
eines europäischen Stabilisierungsmechanismus 
(StabMechG) bringen wir die Ertüchtigung der Europäi-
schen Finanzmarktstabilisierungsfazilität (EFSF) auf den 
Weg. Mit der EFSF war im Mai 2010 ein zeitweiliger Ret-
tungsschirm aufgespannt worden, der im Jahr 2013 durch 
den Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) abgelöst 
werden soll. Die Erfahrungen der vergangenen Monate 
zeigen, dass die Schlagkraft der EFSF in bestimmten Punk-
ten gestärkt werden muss. Um etwa die zugesagten Mittel 
in Höhe von 440 Mrd. Euro auch tatsächlich ausleihen zu 
können, wird der Garantierahmen auf 780 Mrd. Euro er-
höht. Der deutsche Gewährleistungsanteil steigt von 123 
auf 211 Mrd. Euro. 

Außerdem werden weitere Instrumente geschaffen, um 
vor allem mögliche Ansteckungseffekte frühzeitig unter-
binden zu können. Neben Kredite treten als Möglichkeit 
vorsorgliche Kreditlinien oder das Aufkaufen von Anleihen 
von Eurostaaten am Primärmarkt. Unverändert bleibt, dass 
es Hilfe nur bei einer Gefährdung der Finanzstabilität der 
Eurozone insgesamt und nur im Gegenzug für ein striktes 
finanz- und wirtschaftspolitisches Reformprogramm gibt. 
Mit dem Änderungsgesetz zum StabMechG werden die 
Beschlüsse der europäischen Staats- und Regierungschefs 
zur Ertüchtigung und weiteren Flexibilisierung des Ret-
tungsschirms EFSF vom 11. März 2011 und 21. Juli 2011 
in nationales Recht umgesetzt. Die Beteiligungsrechte des 
Parlamentes werden wir selbst regeln, wenn wir im Zuge 
des parlamentarischen Verfahrens einen eigenen Ände-
rungsantrag einbringen. 

Mit dem Entwurf des Bundeshaushaltes 2012 zeigen wir, 
dass wir die Sanierung der Staatsfinanzen weiter erfolg-
reich vorantreiben. Dem Abbau der Neuverschuldung 
kommen wir mit großen Schritten näher. Die Nettokredit-
aufnahme liegt im Jahr 2012 mit 27,2 Mrd. Euro um rund 
13 Mrd. Euro unter den Annahmen des bisherigen Finanz-
plans und um 4,3 Mrd. Euro unter den Eckwerten von 
März 2011. Dabei sind alle absehbaren Zusatzbelastungen 
wie die Kosten der Energiewende, ein steigendes Zinsni-
veau, die deutsche Beteiligung am Europäischen Stabilisie-
rungsmechanismus und die Entscheidungen im Rahmen 
der Strukturreform der Bundeswehr bereits eingeplant. Da-
rüber hinaus bringt der Bund mehr Geld für Bildung und 
Forschung auf – um Deutschland auf seinem Weg zur 
„Bildungsrepublik“ weiter voranzubringen. 

Trotz der neuen Herausforderungen liegt die jahresdurch-
schnittliche Ausgabensteigerung in den Jahren 2011 bis 
2015 mit 0,7 Prozent immer noch auf sehr niedrigem Ni-
veau. In den Jahren 2012 bis 2014 unterschreitet die 
Neuverschuldung in der Summe den bislang geltenden Fi-
nanzrahmen um 25 Mrd. Euro. Dieser Erfolg ist insbeson-
dere auf das im letzten Jahr geschnürte Zukunftspaket mit 
dem Haushaltsbegleitgesetz zurückzuführen, mit dem der 
Grundstein für die nachhaltige Konsolidierung des Bun-
deshaushalts zur Einhaltung der Schuldenregel gelegt 
worden ist. Im Übrigen spiegelt sich im Haushalt 2012 wi-

der, dass die Koalition in der Finanz- und Wirtschaftskrise 
die richtigen Entscheidungen getroffen hat und Deutsch-
land gestärkt aus der Krise herausgekommen ist. 

Unser Ziel ist es, ab 2016 einen nach den Regeln der 
Schuldenbremse ausgeglichenen Haushalt zu erreichen. 
Bis dahin ist es noch ein langer Weg, den wir mit dem 
Bundeshaushalt 2012 konsequent beschreiten. Die Sanie-
rung der Staatsfinanzen ist aber auch die Voraussetzung 
dafür, Vertrauen bei den Anlegern zurück zu gewinnen und 
Zweifel an der Handlungsfähigkeit des demokratischen 
Systems zu zerstreuen. Das gilt nicht nur für uns, sondern 
vielmehr für alle Staaten der Euro-Zone. Denn die aktuelle 
Schuldenkrise hat ihre Ursache eindeutig in den über-
schuldeten Haushalten einiger Euro-Länder, die ihnen nun 
keine Handlungsspielräume mehr lassen. Daher brauchen 
wir eine Abkehr von der bisherigen Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik dieser Euro-Staaten. Deutschland geht hier in-
ternational mit gutem Beispiel voran. Wir sind daher nach 
wie vor der europäische Stabilitätsanker und Wachstums-
motor in Europa.  

Keine Frage: die Europäische Union und die Gemeinschaft 
der Euro-Länder erwarten viel von uns – und wir „liefern“ 
auch zuverlässig. Unser Land hat aber auch wie kaum eine 
andere Nation vom Euro und von der EU als solche profi-
tiert. Ein Blick in die Schweiz sollte jedem zu denken ge-
ben, der meint, wir stünden ohne den Euro und ohne die 
Integration in die EU besser da. Wir müssen uns vor Au-
gen halten, dass 80 Mio. Deutsche allein in einer globali-
sierten Welt dauerhaft kaum mehr eine entscheidende Rol-
le spielen können. Alleine China und Indien mit zusammen 
weit über 3 Mrd. Einwohnern werden zukünftig verstärkt 
an weltweitem Einfluss gewinnen. Nur im Verbund mit un-
seren europäischen Nachbarn können wir es schaffen, uns 
gegen diese starke weltweite Konkurrenz zu behaupten. 
Deshalb brauchen wir Europa, deshalb brauchen wir den  
Euro Die Glaubwürdigkeit seiner Stabilität muss unter allen 
Umständen gewahrt werden. Die Einführung von Euro-
Bonds bringt uns dagegen vorerst überhaupt nicht weiter. 
Da ist die Opposition völlig auf dem Holzweg. Die erste 
Rating-Agentur hat bereits signalisiert, dass sie im Falle ei-
ner Vergemeinschaftung der Schulden der Euro-Länder die 
Bonität des schwächsten Mitgliedsstaates zur Richtschnur 
ihrer Bewertung machen werden..Eine Herabstufung unse-
rer Bonität wäre somit die Folge. Dass können wir nicht zu-
lassen!  

Da aber noch immer eine Ansteckungsgefahr durch die 
Schuldenkrise droht, sind auch weiterhin Hilfen an betrof-
fene Länder notwendig. Diese dürfen jedoch nicht als 
„Hängematte“ verstanden werden. Sie sind Hilfe zur 
Selbsthilfe. Die betroffenen Länder müssen harte Schnitte 
und innenpolitische Auseinandersetzungen durchstehen. 
Die Tranchen an Griechenland werden z.B. nur vierteljähr-
lich ausbezahlt, wenn die Troika aus EU, EZB und IWF aus-
reichende Reformfortschritte feststellt. Dauerhaft gesehen 
müssen allerdings weitergehende Lösungen, institutionelle 
Änderungen auf EU-Ebene gefunden werden. Daran arbei-
ten wir mit Hochdruck. 
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Die Woche im Parlament 

In dieser Woche haben wir den Bundeshaushalt 2012 und 
die mittelfristige Finanzplanung bis zum Jahr 2015 beraten. 

Die Debatte zur Einbringung des Haushaltsgesetzes 2012 
eröffnete Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble im 
Deutschen Bundestag. Schäuble warb dabei für eine Sa-
nierung der Staatsfinanzen die zugleich das wirtschaftliche 
Wachstum nicht gefährde. Dieses sei im vorliegenden 
Haushaltsentwurf für das Jahr 2012 gelungen.  Nur so las-
se sich Vertrauen bei den Anlegern wieder herstellen und 
Zweifel an der Handlungsfähigkeit des demokratischen 
Systems zurückweisen. Unsere politische Legitimität stehe 
ansonsten auf dem Spiel, so der Bundesfinanzminister.  

Traditionell beginnt die Haushaltsdebatte im Bundestag 
mittwochs mit dem Etat des Bundeskanzleramtes, den die 
Kanzlerin vorstellt. Diesmal ließen die Fraktionen dem Au-
ßenminister den Vortritt. Grund hierfür: Die Urteilsverkün-
dung des Bundesverfassungsgerichtes zu den Parlaments-
rechten beim Euro-Rettungsschirm. Die Karlsruher Richter 
gaben um 10 Uhr ihr Urteil bekannt. Angesichts der bevor-
stehenden Erweiterung des Euro-Rettungsschirms sollte 
die Generalaussprache nicht ohne die Kenntnis des Urteils 
der Verfassungsrichter erfolgen. Die Verfassungsrichter 
lehnten die Beschwerden ab und stellten fest: „Der Deut-
sche Bundestag hat durch die Verabschiedung dieser Ge-
setze weder sein Budgetrecht noch die Haushaltsautono-
mie zukünftiger Bundestage in verfassungsrechtlich unzu-
lässiger Weise beeinträchtigt.“. Der Euro sichere Frieden in 
Europa. Der Euro ist auch für Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel mehr als eine gemeinsame Währung. In der General-
aussprache der Haushaltsdebatte hatte die Kanzlerin ein 
klares Bekenntnis zur gemeinsamen europäischen Wäh-
rung abgegeben. Wir sehen unsere Politik durch das Urteil 
absolut bestätigt. Die Richter haben das Prinzip Eigenver-
antwortung und Solidarität bei Wahrung von Transparenz 
und Mitbestimmung des Parlaments betont. Das ist genau 
der Weg, den wir gegangen sind. 

In erster Lesung steht in dieser Woche das Gesetz zur Än-
derung des Gesetzes zur Übernahme von Gewährleistungen 
im Rahmen eines europäischen Stabilitätsmechanismus zur 
Beratung an.  

Null-Toleranz-Politik gegenüber Gewalt und Vandalismus: 
Mit bereits mehr als 530 brennenden Autos allein in die-
sem Jahr bricht Berlin einen traurigen Rekord. Gewalttätige 
Übergriffe im Nahverkehr, ein ungenierter Vandalismus 
und Gewalt an Schulen ist in einigen Teilen der Stadt an 
der Tagesordnung. Dieses sind keine plötzlichen und vorü-
bergehenden Ereignisse, sondern Ergebnisse einer schlei-
chenden Erosion von Recht und Sicherheit in unserer 
Hauptstadt. Eine Politik des Duldens, Verschweigens und 
Verharmlosens hat dazu geführt, dass die Hemmschwellen 
immer mehr sinken. Wir wollen deutlich machen, dass die-
ser Entwicklung nur mit einer Null-Toleranz-Politik gegen-
über Gewalt und Vandalismus wirksam begegnet werden 
kann. In einem Positionspapier fordern wir, dass die Polizei 
dauerhaft ausreichend Präsenz auf unseren Straßen zeigen 
muss. Dass die Bundespolizei im polizeilichen Alltagsge-
schäft um Hilfe gerufen werden muss, ist mehr als ein 
deutliches Warnzeichen. „Linke“ Gewalt muss ebenso kon-
sequent geächtet und bekämpft werden wie „rechte“ Ge-
walt. Die Landesjustiz muss in die Lage versetzt werden, 
Straftäter zügig zu bestrafen. Die immer häufiger zu be-
obachtende Einstellung von Verfahren aus „verfahrensöko-
nomischen“ Gründen insbesondere im Bereich der kleinen 
und mittleren Kriminalität und milde Bestrafungen schwä-
chen das Vertrauen der Bürger in den Rechtsstaat ebenso 
wie überlange Verfahrensdauern. Gerade jugendliche 
Straftäter müssen schnell und wirksam bestraft werden. 
Die Einführung des Warnschussarrests ist daher sinnvoll.  

Daten und Fakten 
Steigende Löhne – Aufschwung kommt bei den Arbeit-
nehmern an. Die wirtschaftliche Erholung schlägt sich in-
zwischen deutlich in den Tarifabschlüssen nieder. Hatten 
im vergangenen Jahr noch viele Tarifvertragsparteien aus 
Unsicherheit über die zukünftige konjunkturelle Entwick-
lung Einmalzahlungen vereinbart, die bei zukünftigen pro-
zentualen Erhöhungen keine Berücksichtigung finden, la-
gen im ersten Halbjahr 2011 zahlreiche Tariferhöhungen 
bei drei Prozent und mehr. So erhielten die Beschäftigten 
in der Chemischen Industrie im Frühjahr eine Tarifanhe-
bung um 4,1%. Im Bauhauptgewerbe wurde durch 
Schlichtung für den Westen eine Tariferhöhung um drei 
Prozent ab 1. Mai 2011 erzielt. Darüber hinaus wurde eine 
Stufenerhöhung von 2,3% ab 1. Juni 2012 beschlossen. 
Im Osten fielen die Tarifanhebungen mit +3,4% ab 
1. Juni 2011 beziehungsweise +2,9% ab 1. August 2012 
etwas höher aus. Die neu abgeschlossenen Tarifverträge 
im Einzelhandel sowie im Groß- und Außenhandel sehen 
jeweils Tarifsteigerungen von drei Prozent im ersten Halb-
jahr 2011 und Stufenerhöhungen für 2012 vor. Im öffentli-
chen Dienst der Länder stiegen die Tarifverdienste ab 1. 
April 2011 um 1,5 % und werden ab 1. Januar 2012 um 
weitere 1,9% sowie zusätzlich um einen Sockelbetrag von 
17 Euro erhöht. Der zurzeit geltende Abschluss für den öf-
fentlichen Dienst bei Bund und Gemeinden ist bereits seit 
Januar 2010 in Kraft. Er sieht eine Tarifanhebung um 0,6% 
ab 1. Januar 2011 und um 0,5% ab 1. August 2011 sowie 
eine Einmalzahlung von 240 Euro vor. Auch die Tariferhö-
hungen in der Metall- und Elektroindustrie (2,7% ab 1. Ap-
ril 2011), im Bankgewerbe (1,6% ab 1. Januar 2011) so-
wie der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft (drei Prozent 
ab 1. Januar 2011) waren bereits 2010 vereinbart worden. 

(Quelle: Statistisches Bundesamt) 

Arbeitsmarkt gefestigt. Die Erwerbstätigkeit und die 
Erwerbslosigkeit in Deutschland entwickelten sich auch im 
Juli 2011 im Vorjahresvergleich weiter günstig. So lag die 
Zahl der Erwerbstätigen mit einem Wohnort in Deutsch-
land mit gut 41 Mio. Personen um über eine halbe Million 
höher als noch vor einem Jahr. Die Zahl der Erwerbslosen 
betrug im Juli 2011  2,58 Mio. Personen, das waren rund 
300.000 weniger als im Juli 2010. Nach vorläufigen Er-
gebnissen der Erwerbstätigenrechnung stieg im Juli 2011 
die Erwerbstätigenzahl im Vergleich zum Vorjahresmonat 
Juli 2010 um 561.000 Personen oder 1,4 %. Im Vergleich 
zum Vorjahresmonat Juli 2010 ging die Erwerbslosigkeit 
um 300.000 Personen beziehungsweise 10,4 % zurück. 
Bereinigt um saisonale Einflüsse sank die Zahl der Er-
werbslosen von Juni auf Juli 2011 um 20.000 auf 
2,56 Mio., was einem Rückgang von 0,8% entspricht. Die 
bereinigte Erwerbslosenquote lag im Juli 2011 bei 6,1 % 
und blieb damit gegenüber dem Vormonat unverändert. 
Im Vergleich zum Juli 2010 ist sie um 0,9 Prozentpunkte 
gesunken. 

(Quelle: Statistisches Bundesamt) 
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